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Dienstag, den 1. März 1932

Reichspräſidenten- Wahl.
Die Wöhlerkartei für die Stadt Kemberg liegt vom

3. bis G. März 1932 während der üblichen Geſchäfts
zeit im Magiſtratsbüro zur Einſicht aus.

Einſprüche ſind bis zum Ablauf der Auslegungsfriſt
mündlich oder ſchriftlich bei uns anzubringen.

Kemberg, den 29. Februar 1932.
Der Magiſtrat.

Mißtrauensanträge abgelehnt.
Berlin, 27. Februar.

Präſident Löbe eröffnet die Sitzung mit der im Hauſe
Aufſehen erregenden Mitteilung, daß auch außer den Volks
parteilern Kahl und Schneider, auch der Abg. Glatzel (DVP)
beurlaubt worden iſt.

Vor Eintritt in die Tagesordnung proteſtiert Abg. Gott
heiner (Dnatl.) gegen die geſtrige Rundfunkübertragung der
Rede des Reichskanzlers. Präſident Löbe erwidert, die
Vorwürfe könnten ſich allein gegen ihn richten.

Weiter machke der Präſident Mitteilung von einem inwie eingegangenen Antrag Oberfohren (Dnatl.)-

Der Reichstag wolle beſchließen, der Reichstagspräſident
wird verpflichtet, ſein Amt niederzulegen.

Abg. Roſenberg (Nat.-Soz.)
wendet ſich den Ausführungen des Kanzlers zu. Dieſer habe
verfucht, nationalſozialiſtiſche Führer der Verbreitung be
wußter Lügen zu bezichtigen. Weiter habe der Kanzler ge
glaubt, Angriffe von ihm, dem Redner, zurückweiſen zu

noch nicht gewn
was ſein Vaterland ſei. 10 Millionen Auslandsdeutſche
würden heute von dieſer Verſpottung ihres deutſchen
Schickſals erfahren. (Händeklatſchen bei den Nationalſozia
liſten.) Die Auslandsdeutſchen würden ſich daran erinnern,
daß ſie ihre heutige Lage auch der Zentrümspolitik mit zu
verdanken hätten. Dabei ſei der Reichskanzler mit einer
Partei verbündet, deren einer Führer erklärt habe, kein
Vaterland zu kennen, das Deutſchland heißt. (Hört! hört!
rechts.

Abg. Bauſch (Chr.Soz.)
bezeichnet die nationalſozialiſtiſche Politik im Hinblick auf
die Außenpolitik als töricht.

Abg. Frau Juchac z (Soz.) ſpricht von der Schickſals
ſtunde der deutſchen Frau, die weder für Hitler noch Due
ſterberg noch Thälmann ihre Stimme abgeben könne. Jhr
Kampf könne allein dem Faſchismus gelten. Abg. Neu
bauer (Komm.) ſagt dem Kanzler Dank für ſeine geſtrige
Rede. Der Kanzler habe damit die ganzen Phraſen der
Sozialdemokraten von dem kleineren Uebel widerlegt. Dann

Abg. Dr. Weber (Staatsp.)
das Wort, um ſeine Angriffe gegen die Nationalſozialiſten
zu begründen. Die Nationalſozialiſten verlaſſen bis auf den
Abg. Göring den Saal. Der Redner erinnert an die Morde
an Erzberger und Rathenau. (Zurufe: Die Täter waren
keine Natidnalſozialiſten!) Die Mörder wurden von den
Völkiſchen verherrlicht und ſind ſpäter Funktionäre der Na
tionalſozialiſtiſchen Partei geworden. Der Redner ſpricht
weiter von Fememorden und zitiert nationalſozialiſtiſche
Zeitungsartikel, Verſammlungsreden, Dienſtvorſchriften und
Sturmlieder. So heißt es in einem Sturmliede: „Die Juden
und Marxiſten, die bringen uns kein Heil, den Severing
und Genoſſen erſchlagen wir mit dem Beil.“ (Lebhafte Ent
rüſtungsrufe in der Mitte und bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Schulze-Stapen (Dnat.)
bedauert, daß die Ernährungsfrage in der Ausſprache nicht
genügend Beachtung gefunden habe. Für die Zukunft muß
man die ſtärkſten Befürchtungen haben. Die Nahrungs
freiheit aus deutſcher Erde muß ſichergeſtellt werden. Die
Maßnahmen zur Entſchuldung der Landwirtſchaft ſind eine
unvollkommene Nachahmung des abgelehnten Hugenberg
Planes und kommen ein Jahr zu ſpät. Das ſogenannke

Hindenburg- Kabinett hat die Landwirtſchaft bitter ent
täuſcht. Jn der Binnenwirtſchaft, im Binnenmarkt liegt die
Hoffnung der Zukunft. Das Kabinett Brüning muß ab

treten.
Abg. Lucke (Wirtſchaftsp.)

wendet ſich gegen die Behauptung, der Kanzler hätte die
Stimmen der Wirtſchaftspartei am 16. Oktober 1931 nur
bekommen, als er in letzter, entſcheidender Stunde einen
Scheck über 500 000 Mark für die Deutſche Mittelſtandsbank
ausgehändigt hätte. Auf die Bitte der Wirtſchaftspartei habe
der Kanzler ſchriftlich beſtätigt, daß an dieſer von dem Abg
Feder (Nat.Soz.) aufgeſtellten Behauptung kein wahres
Wort ſei.

Abg. Dr. Marx (Ztr.)
erklärt, was die Partei zu verantworten habe, ſei das, was

er als Kandidat vor der Reichspräſidentenwahl geſagt habe.
Das Zentrum habe Hindenburg ſtets als einen Mann vor
bildlicher Pflichttreue und Hingabe an das Vaterland ge
ſchätzt, und es habe hierin ſeine Meinung nicht zu ändern
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1918 noch nicht gewußt habe

brauchen. Das Zentrum ſtehe zu Hindenvurg, weil er
Volkskandidat und nicht Kandidat einer Partei ſei Beifall

im Zentrum.) eAbg. Dr. Everling (Dnat.)
bezeichnet die Tatſache der Uebertragung der geſtrigen
Brüning- Rede als typiſch für die mangelnde Ehrlichkeit des
Syſtems. Schon 1930 habe der Kanzler die Steuern ſenken,
die Arbeitsloſigkeit verringern und den Artikel 48 möglichſt
wenig zur Anwendung bringen wollen. Statt deſſen ſeien
heute drei Steuerwellen zu verzeichnen, 358 Millionen Ar
beitsloſe mehr und etwa 150 Notverordnungen.

Das heutige Syſtem, ſo ſchließt der Redner, iſt nur noch
eine hohle Schale. Was fällt, ſoll man noch ſtoßen? Darum,
Herr Reichskaänzler, geben Sie den Weg frei: das nationale
Deutſchland will durch!

Abg. Reinhardt (Nat.Soz.)
zieht Vergleiche zwiſchen Verſprechungen, die von der Re
gierung früher vor Annahme des Young- Planes und der
einzelnen Notverordnungen gemacht worden ſeien, und den
Zuſtänden, wie ſie ſich im Zeichen der Notverordnungen
auf wirtſchaftspolitiſchem Gebiet herausgeſtellt hätten.

Jm Jannar 1931, als es 4,3 Millionen Arbeitsloſe ge
geben habe, habe der Miniſter in Stuktgart erklärt, ein
Syſtem, das mit dieſen Verhältniſſen auf dem Arbeitsmarkt
nicht aufräumen könne, ſei dem Untkergang geweiht. Heute
hätten wir 6 Millionen Arbeitsloſe. (Hört! Hörk! rechts.)
Die Umſatzſteuer habe im Januar 1931 bei 0,85 v. H.
91 Millionen, im vergangenen Monat ſelbſt bei 2 v. H. nur
noch 76 Millionen erbracht. (Lebh. Hört Hört! rechts.) Das
deutſche Volk ſpricht dieſer Regierung das ſchärfſte Miß
trauen aus, und fordert, daß ſie nicht länger im Amte bleibt.

Abg. Dr. Spahn (Dnat.)
äußert angeſichts der neueſten Meldungen über die Genfer
Abrüſtungskonferenz die Befürchtüng, daß die deutſche Ab
ordnung dort eine Haltung einnimmt, die mit dem in der
erſten Genfer Rede des Kanzlers vertretenen Standpunkt
nicht vereinbar ſein werde. Der Redner nennt es weiter
bedauerlich, daß nicht das ganze Haus einmütig Einſpruch
gegen die litauiſchen Gewalttaten erhoben habe. Am
13. März gehe es um die Wahrung von Würde, Ehre und
Freiheit des Volkes e

Reichsfinanzminiſter Dietrich
wendet ſich gegen einen Zuruf, in dem behauptet worden
n die Regierung habe ſich von den Banken hereinlegen
äſſen.

Von einer Hereinlegung der Reichsregierung könne nur
jemand ſprechen, der ſich mit dem Problem überhaupt

nicht. befaßt hat.
Seit dem 13. Juli hat es ſich nur noch darum gehandelt,
durch Zuſammenarbeit zwiſchen Reichsregierung und Reichs
bank die völlige Rekonſtruktion des Bankweſens in die
Wege zu leiten Ohne eine Rekonſtruktion des Bankweſens
konnte auf die Dauer die deutſche Wirtſchaft nicht betrieben
werden.

Das Reich iſt nicht eingeſprungen, weil die Banken
einen Druck auf uns ausgeübt häkten, ſondern weil wir
genökfigt waren, die Banken als notwendiges Jnſkru
ment unſerer Wirkſchaft wieder in Ordnung zu bringen.

Der Miniſter beſchäftigt ſich weiter mit gewiſſen An
griffen des früheren Reichsbankpräſidenten Schacht und er
klärt, die Summe der Reichsſchatzwechſel belgufe ſich heute
r r gleichen Bekrag wie 1918, nämlich auf 400 Millionen

ark.
Der Miniſter ruft den Nationalſozialiſten am Schluß zu

Sie haben mir ja ſogar im Haushaltsausſchuß den Rat ge
geben, eine Milliarde mehr auszugeben! (Zuruf des Abg
Reinhardt (Nat Soz): Das iſt nicht wahr Händeklat
ſchen bei der Mehrheit.)

Es folgen die Abſtimmungen

Das Haus ſtimmt einmütig dem Vorſchlag des Reichs
innenminiſters zu, als Wähltage für die Reichspräſi
denkenwahl den 13. März und den 10. April feſtzuſetzen.

Es folgt dann die namentliche Abſtimmung über die
gleichlautenden Anträge der Nationalſozialiſten, der Deutſch
nationalen, der Deutſchen Volkspartei und der Kommu-
niſten, die der Reichsregierung das Vertrauen entziehen
wollen. Mit den Antragſtellern ſtimmen dafür auch die
Landvolkfraktion und die Abgeordneten der Sozialiſtiſchen
Arbeiterpartei. e

Die Mißktrauensankräge der Rationalſozialiſten, der
Deukſchnationalen, der Deutſchen Volkspartei und der Kom
muniſten gegen die Reichsregierung wurden in einer gemein
ſamen Abſtimmung mit 289 gegen 264 Stimmen abgelehnt.
Mit den Ankragſtellern ſtimmten auch das Landvolk und die
Sozialiſtiſche Arbeiterpartei.

Es folgt dann die namentliche Abſtimmung über die
Mißtrauensanträge der Deutſchnationalen und der Kommu
niſten gegen den Reichsminiſter Dr. Groener.

Die Ankräge werden mit 305 gegen 250 Stimmen
abgelehnt.

Dann folgt die Abſtimmung über den deutſchnationalen
Mißtrauensantrag gegen den Reichsfinanzminiſter Dietrich

Gegen Schluß der Sitzung war es noch zu einem
Zwiſchenfall gekommen, der eine kurze Unterbrechung der
Sitzung herbeiführte. Es ſollte über den nationalſozialiſti
ſchen Antrag abgeſtimmt? werden, der dem Reichstagspräſi
denten Löbe wegen der Rundfunkübertragung der Kangler
rede auf Schallplatten das Vertrauen entziehen wollte, und
ebenſo wer den deutſchnationalen Antrag, der die Auf
forderung an den Reichstagspräſidenten enthielt ſein Amt
niederzulegen. Als dabei die Kommuniſten heftige Angriffe

egen die Nationalſozialiſten richteten und ſchließlich die
nternationale anſtimmten, hob der Vizepräſident die

Sitzung auf.
Rach Wiedereröffnung der Sitzung wurden die Anträge

mit 321 gegen 226 Stimmen bei einer Stimmenthaltung
abgelehnt.

Gleichfalls abgelehnt wurde ein Antrag der Kommu
niſten, der im erſten Teil die ſoforkige Einſtellung aller
Tributzahlungen und im zweiten Teil die Ungültigkeits
erklärung aller privaten Schuldverpflichtungen an das Aus
land forderke. Für den Ankrag wurden 75, dagegen 368
Stimmen abgegeben 108 Abgeordnete hatten ſich der
Stimme enkhalken.

Die Nationalſozialiſten, die Deutſchnationalen und das
Landvolk erklärten dazu, bei einer Trennung des Antrags,
wie ſie ſie beantragt hatten, würden ſie für den erſten Teil
geſtimmt haben.

NSDO P. verläßt den Saal.
Nachdem dann noch einige Anträge der Nationalſozig

liſten an die Ausſchüſſe überwieſen worden waren, ſo zum
Beiſpiel Anträge auf Aufhebung der Notverordnungen und

Wiederherſtellung der Grundrechte der Verfaſſung, gab Abg.
Straſſer die Erklärung ab, „die NSDAP. lehne es ab, ſich
an dieſem Affentheater zu beteiligen“, und empfehle die
Einſetzung eines Ausſchuſſes zur ſinngemäßen Verwertung

Ausſchuß
In Anſchluß an dieſe Erklärung verließ dann die natio

nalſozigliſtiſche Fraktion geſchloſſen den Saal.

Einſtellung der Polizeizuſchüſſe
an Braunſchweig beſchloſſen.

Nach dem Auszug der Nationalſozialiſten gelangte ein
kommuniſtiſcher Entſchließungsantrag zur Abſtimmung, der
die ſoforkige Einſtellung der Polizeikoſtenzuſchüſſe an Braun
ſchweig forderte. Der Antrag wurde mit 232 gegen 162
Stimmen bei 43 Enthaltungen angenommen.

Mehrheit für Aufhebung des ReichswehrErlaſſes.
Im Verlauf der weiteren Abſtimmungen, wobei allein

an hundert Ankräge den Ausſchüſſen zur Weiterberatung
überwieſen wurden, ſtimmkte das Haus dann auch noch mit
226 gegen 173 Stimmen bei 38 Enthaltungen einem kom
muniſtiſchen Ankräg auf Aufhebung des Erlaſſes des Reichs
wehrminiſters zu. Dieſer Erlaß beſtimmte, daß fortan auch
re teruen in die Reichswehr eingeſtellt werden
önnen.

Neue Plenarpauſe im Reichstag
Angenommen wurde ferner ein kommuniſtiſcher An

trag, der die Regierung erſucht, die Erhöhung des But
terzolls wieder rückgängig zu machen.

Eine längere Auseinanderſetzung entſpann ſich noch
über ein an die kommuniſtiſche Fraktion gerichtetes Tele
gramm, wonach die Grube Karſten- Zentrum den Bergleuten,
die ſieben Tage verſchüttet geweſen ſind, für dieſe Tage den
Lohn geſtrichen haben ſoll. Abg. Dr. Sleiner (Dnat.) machte
darauf aufmerkſam, daß die Richtigkeit dieſer Darſtellung
noch nicht geprüft worden iſt. Sollten die Behauptungen zu
treffen, dann wäre kein Wort der Verurteilung ſcharf genug
aber im Augenblick wiſſe man nicht, wie es ſich damit
verhalte.

In ſpäter Abendſtunde verkagte ſich dann der Reichs
kag, wobei die Feſtſetzung eines neuen Sjtzungstermins
gegen die Stimmen der Kommuniſten dem Präſidenten über
laſſen wurde. Wie man annimmk, wird der Reichstag kaum
in der erſten Hälfte des März wieder zuſammentreken.

Der ungerechte Finanzausgleich.
Ausführungen Dr. Gerekes.

Frankfurt a. M., 28. Februar.
Auf der außerordentlichen Hauptverſammlung des

Heſſeſchen Landgemeindetages machte der Präſident des
Deutſchen Landgemeindetages Dr. Gereke grundſätzliche
i rungen über „Die Finanznot der Gemeinden Er
erklärte u. a.:

Die bisher von der Reichsregierung erlaſſenen Nokver
ordnungen haben auf die durch die allgemeine Wirtſchafts
lage gufs Schwerſte gefährdeten Finanzen der Land emein
den keine Rückſicht genommen, ſondern vielmehr das Be
ſtreben gehabt, die Finanzen des Reiches und der Sozial
verſicherungen auf Koſten der Gemeinden zu ſanieren.

Die Finanznot der Landgemeinden ſei auf einen un
gerechten und falſchen Finanzausgleich zurückzuführen. Der
Redner begrüßte dann das bekannte Gutachten des Staats
ſekretärs a. D. Prof. Dr. Popitz und betonte ſodann die
Notwendigkeit, den Gemeinden ausreichende Mittel zur Er
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von Papier und die Ueberweiſung aller Ankräge an dieſen



füllung ihrer Aufgaben zur Verfügung zu ſtellen. Die durch
die Notverordnungen geſchaffenen neuen Steuerquellen
hätten ſich als nicht ausreichend erwieſen. Gemeindebier-
und Getränkeſteuer hingen als Verbrauchsſteuern von der
Kaufkraft der Bevölkerung ab, die bekanntlich auf dem
Lande nur noch gering ſei. Jn der Bürgerſteuer erblickten
die Gemeinden eine Steuerquelle, die bei entſprechender
Umgeſtaltung durchaus als geeignet angeſehen werden
könne. Ablehnen müſſen die Landgemeinden jedoch nach
wie vor die Einführung eines Zuſchlagsrechts zur Einkom
menſteuer, weil zuſchlagsfähige Einkommen auf dem Lande
kaum vorhanden ſeien. Die von Dr. Popitz erwähnte Wohn
on werde in der Mehrzahl der Landgemeinden keine

olle ſpielen
Den Gemeinden müſſe weiter im Wege eines gerechten

Laſtenausgleichs geholfen werden. Insbeſondere ſeien für
Schul und Polizeigusgaben Zuſchüſſe zu leiſten. Die Frage
der Arbeitsloſigkeit erfordere Vereinheitlichung der bishe-
rigen drei Gruppen zu einer einheitlichen Arbeitsloſenfür
ſorge.

Die Kriſe in der OVP.
Enkſcheidung in Weſtfalen Süd verkagk.

Berlin, 28. Februar.
Die Preſſeſtelle der Deutſchen Volkspartei teilt mit:

„Der Wahlkreisvorſitzende und der Hauptgeſchäftsführer der
Deutſchen Volkspartei des Wahlkreiſes WeſtfalenSüd haben
ohne Kenntnis der Partei Verhandlungen mit Herrn Abge
ordneten Hugenberg geführt, um die Parteiorganiſation der
Deutſchen Volkspartei zur Deutſchnationalen Volkspartei
überzuführen. Der Vorſitzende Hembeck legte dem Wahl
kreisverband einen fertigen Plan zur Ueberführung der
DVP. und in die DNVP. vor und überraſchte damit die
zahlreich verſammelten Vertrauensleute. Nach ſehr langen
und ſtürmiſchen Auseinanderſetzungen unterlag der Vor
ſchlag des Wählkreisvorſitzenden inſofern, als die Verſamm-
lung die geforderte Entſcheidung ablehnte und mit ſtarker
Mehrheit eine Vertagung auf zwei Wochen beſchloß. Jn
einer innerhalb dieſer Zeit ſtattfindenden Verſammlung
wird der Parteiführer, Abgeordneter Dingeldey, Gelegen
heit nehmen, vor dem Wahlkreisverband WeſtfalenSüd zu
ſprechen.

Die Volkspartei Badens an Dr. Curtius.
An Reichsminiſter a. D. Dr. Curtius wurde folgendes

Telegramm geſandtk; „Wählkreis ſteht nach wie vor kreu
hinter Jhnen und billigt Jhre Haltung bei der Abſtimmung.“

Eine Warnung.
Berliner Polizeipräſident an die NSDAP.

Der Polizeipräſident hat folgendes Schreiben an die
Rationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei gerichtet:

In letzter Zeit ſind durch die nationalſozialiſtiſche Preſſe
und durch Verſammlungsredner der NSDAP. Teile der
Bevölkerung mehrfach öffentlich des Landesverrats bezich
tigt und dadurch auf das ſchwerſte beleidigt worden. Soeben
habe ich mich veranlaßt geſehen, Jhre Parteizeitung für
Berlin „Der Angriff“ wegen einer Verſammlungsankündi-
gung mit dem Thema „Der Kandidat Criſpiens“ auf ſechs
Tage zu verbieten, weil mit dieſer Bezeichnung der Herr
Reichspräſident von Hindenburg getroffen werden ſollte
Es iſt hier die immer wieder in ſinnentſtellender Form wie
dergegebene angebliche Aeußerung des Abgeordneten
Eriſpiens „Jch kenne kein Vaterland, das Deutſchland heißt“,

nunmehr auch zur Kennzeichnung des Herrn Reichspräſiden
ten verwandt worden.

Die direkte oder indirekte Bezeichnung als Landesver
räter gegenüber Stagtsbürgern und ganzen Teilen des
deutſchen Volkes iſt eine rohe Aeußerung der Mißachkung
und verfolgt den Zweck, zu kränken und Deutſche als der
Achtung des deutſchen Volkes unwürdig hinzuſtellen.

Jch bin nicht gewillt, dieſe Form des politiſchen
Kampfes, von der nunmehr auch der von allen Kreiſen des
deutſchen Volkes als Kandidat für die Reichspräſidenten
wahl proklamierte Herr Reichspräſident von Hindenburg
betroffen worden iſt, in meinem Amtsbereich weiterhin zu
dulden und werde dieſer Methode entgegentreten.

Sie iſt geeignet, die ohnehin ſchon erheblich bedrohte
öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung auf das

ſchwerſte zu ſtören.
Jn Zukunft werde ich daher ſowohl Preſſeerzeugniſſe ver
bieten wie auch öffentliche Verſammlungen auflöſen, in de
nen deutſche Staatsbürger gemeinſam öffentlich durch Be
zeichnung als Landesverräter mittelbar oder unmittelbar
grob beſchimpft und böswillig verächtlich gemacht werden.

Pomon von Efsbefh Borchart
70. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)

Jlſe wollte zur alten Marianka gehen, um Abſchied
von ihr zu nehmen. Sie konnte nicht vor hier fort gehen,

ohne die Alte noch einmal geſehen zu haben. Es zog ſie
mit unſicherer Gewalt zu ihr hin, vielleicht hatte ſie auch
die unklare Furcht, ſie nicht mehr wiederzuſehen

So ging ſie denn, des Sturmes nicht achtend, den
weiten Weg nach dem Dorf nach dem letzten Hauſe. Es war
fünf Uhr vorbei, und da es ein trüber Tag war, däm
merte es bexeits.

Die Enkelin war nicht zu Hauſe, und ſie traf die Alte
allein an. Marianka ſchien heute beſonders ſchwach und
geiſtesabweſend zu ſein, denn als Jlſe an ihr Lager trat,

blickte ſie ſie mit großen, irren Augen an.
„Giſela, kommſt du, mein Kind um mir vom Geiſt

von Tworrau zu erzählen
Jlſe zuckte zuſammen: dieſe Frage berührte ſie heute

ſeltſam ſchauervoll. Gleichwohl ſetzte ſie ſich ruhig auf den
Bettrand nieder und ſtreichelte die Hand Mariankas. Sie
wußte, daß es ſtets eine beruhigende Wirkung auf die alte
S ausübte, wenn ſie auf deren Phantaſien einging

arum antwortete ſie auch jetzt faſt mechaniſch
„Da, Marianka, ich wollte dir erzählen, daß ich

ſie ſtockte plötzlich, und ihre Stimme zikterte, als ſie haſtig
vollendete „den Geiſt von Tworrau geſehen habe.

Die halb erloſchenen Augen Mariankas richteten ſich
jetzt mit angſtvollem Ausdruck auf IJlſe:

t „Wo, mein Kind S„Auf dem Gange im linken Flügel.“
„Was ſprach er zu dir?“

„Nichts. S„Aber an wen dachteſt du, Giſela? Du weißt, daß du
ihm mit Leib und Seele verfallen biſt.“ e

Groener antwortet dem ſächſiſchen Stahlheim.
Der Landesführer Sachſen des Stahlhelm hatte be

kanntlich an den Reichsinnenminiſter einen offenen Brief
gerichtet wegen der Ablehnung eines Antrages auf Ge
währung der Erlaubnis zum Tragen von Uniformen für
eine Ehrenkompagnie bei der Beiſetzung des verſtorbenen
Königs Friedrichs Auguſt.

Das Reichsinnenminiſterium hat dem Skahlhelm in
Sachſen mitteilen laſſen, daß auch in dieſem Falle Ausngh-
men nicht zugelaſſen werden konnken. Das Uniformverbot
beſtehe für das ganze Reich, ſo daß Ausnahmen nicht mög
lich ſeien. Wie an zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, ſind
bei früheren Gelegenheiten Anträge auch anderer Gruppen
vom Reichsinnenminiſter abſchlägig beſchieden worden.

Eine Erklärung des Kyffhäuſerbundes.
Der Deutſche Reichskriegerbund „Kyffhäuſer“ teilt mit:

Die am Tage der Präſidentſchaftserklärung Hindenburgs
veröffentlichte Kundgebung des 1. Präſidenten des Kyff-
häuſerbundes, General d. Art. a. D. von Horn, iſt durch den
einſetzenden Parteikampf um machtpolitiſche Fragen in we
ſentlichen Punkten für agitatoriſche Zwecke ausgenützt wor
den. Dies war vorauszuſehen.

Selbſt aber auf die Gefahr hin, daß der über den Par
teien ſtehende Kyffhäuſerbund durch den Tageskampf um
politiſche Meinungen in Mitleidenſchaft gezogen werden
würde, durfte die Bundesführung dieſer größken Organi-
ſation altgedienter Soldaten in gerechkem Streben für das
Wohl des Vaterlandes ſich nicht davon abhalten laſſen, die
Gewiſſensfrage des Reichspräſidenken, der bekanntlich Ehren
präſident des Kyffhäuſerbundes iſt, mit reinem ſoldatiſchen
und vakerländiſchen Treueempfinden zu beankworken.

In einer Bekanntmachung, die der Vorſtand des Kyff-
häuſerbundes in der ſoeben erſchienenen Nummer des Bun
desblattes „Kyffhäuſer“ veröffentlicht, heißt es: „Aus dem
Treugelöbnis die Schlußfolgerung für politiſche Gefolgſchaft
zu ziehen, iſt dem einzelnen überlaſſen.“

Wahlaufruf des Stahlhelmns
Berlin, 27. Februar.

Der Erſte Bundesführer des Stahlhelm, Franz Seldte,
erläßt eine Kundgebung zur Präſidentenwahl. Darin heißt
es U. a.: „Die Entſcheidung iſt gefallen. Die Parole des
Stahlhelm lautet: Parole Dueſterberg! Der Stahlhelm hat
einen ſeiner Beſten und ſeine beſte Klinge geſtellt. Jede
Stimme im Stahlhelm jede Stimme unſerer Freunde gehört
ihm, dem alten und immerjungen Fechter und Vorkämpfer
für Deutſchlands innere und äußere Freiheit.

Es geht um den Befreiungskampf deutſcher Arbeit,
deutſcher Arbeiter, deutſcher Menſchen, deutſchen Lebens-
rechtks, ja um den Sieg und eine friedliche, glückliche Zukunft
Deutſchlands äberhaupk.

Bahn frei für den Stahlhelm! Auf den Opfern und
auf den Waffen beruht der Sieg. Opfert und arbeitet und
fechtet im alten Frontgeiſt!“

Auslegung der Stimmliſten
Berlin, 27. Februar.

Der Reichsminiſter des Innern des Innern hat durch
Verordnung beſtimmt, daß die Stimmliſten und Stimm-
karten für die Reichspräſidenkenwahl vom 3. bis 6. März
auszulegen ſind. Die Gemeindebehörde kann die Auslegung
ſchon früher beginnen laſſen.

Wie wird am 13. März gewählt?
Ein Erlaß Groeners an die Länderregierungen.

Der Reichsinnenminiſter hat an die Länderregierungen
ein Rundſchreiben gerichtet, in dem er Mitteilungen über die
techniſchen Einzelheiten für die Wahl des Reichspräſidenten
macht. Jn dieſem Schreiben wird zunächſt auf die geſetzlichen
Vorſchriften hingewieſen. Er erklärt dann weiter, daß ſich
der Reichsrat ſchon im Jahre 1925 für ein einheitliches
Stimmzettelmuſter ausgeſprochen hat; es habe ſich ſchon
bei der Reichspräſidentenwahl 1925 bewährt. Die Stimm
zettel für die kommende Reichspräſidentenwahl ſeien nach
demſelben Muſter herzuſtellen. Die Stimmzettel müſſen alle
zugelaſſenen Wahlvorſchläge mit Vor und Zunamen, Stand
oder Beruf und Wohnort des Anwärters enthalten.

Daran ſchließt ſich ein freies Feld an, in das der
Stimmberechtigte einen anderen Anwärter einkragen
kann, wenn er keinem der Vorgeſchlagenen ſeine Stimme

geben will.
Der Miniſter weiſt darauf hin, daß die

Dur
niedrigen, halbdunklen Raum. Ein Schauer lief über Jlſes
Körper, und alles Blut drängte nach ihrem Herzen: An
wen dachte ſie damals? Es war am Tage des Feſtes
als ſie zu den Kindern gehen wollte als das Licht

„Ah!“ Ein Aufſchrei kam von ihren bleichen Lippen;
die Alte richtete ſich erſchreckt auf

„Was haſt du, mein Kind, mein Herzel?“
„Nichts, nichts, Marianka, ſei ruhig! Jch war töricht

geweſen unglaublich töricht“, verſetzte Jlſe jetzt wieder
ruhiger. „Der Geiſt von Tworrau hat an mir keine
Macht, denn nur an denen, die aus dem Geſchlecht der
Limar ſind ſie hielt inne und blickte entſetzt in das Ge
ſicht Mariankas, deren Augen ſie mit leeren, wahnwitzigen
Ausdruck anſtarrten.

„Du biſt ja eine Limar du biſt ja eine Limar!“
Wie Grabestöne, ſo dumpf und hohl kam es aus der

le Bruſt, daxauf ſank ſie erſchöpft zurück und ſchloß die
ugen.

Jlſe verharrte eine Weile regungslos. Dann erhob ſie
ſich langſam, um nach Hauſe zu gehen. Die Luft in der
Stube wurde ihr unheimlich drückend, dazu heulte draußen
der Sturm und rüttelte an Türen und Fenſtern. Die Alte
erkannte ſie heute doch nicht, ſie hielt ſite, wie oft ſchon, für
Gileſa, die arme, unglückliche, junge Gräfin.

Jlſe band ihr dünnes, leichtes Sommercape um. Es
war töricht, ſich bei dem rauhen Herbſtwetter ſo leicht an
zuziehen. Der Sturm mußte ihr ja durch und durch gehen.

Aber mochte er! Eine Wonne mußte es ſein, mit ihm zu
kämpfen, ſich mit aller Gewalt gegen ihn zu ſtemmen und
die eigene Kraft an ihm zu erproben. Ob ſie wohl noch
die ſtarke Jlſe von einſt war, die kein Sturm zu brechen
und zu verwehen vermochte? S SNoch einen letzten Blick warf ſie auf die arme, kranke
Frau. Wer weiß, ob ſie bei ihrer Rückkehr noch lebte. Da
regte ſich die Alte, zog unter der Bettdecke ein Käſtchen

hervor und reichte es ihr hin S„Nimm, Giſela, es iſt das Taſchentuch das du
damals am letzten Tage hier vergaßeſt und darin du
deine heißen Tränen geweint haſt. Es iſt noch nicht ge

Willen der Mehrheit der n

würden.

und ſchauerlich klangen die Worte durch den

Stimmzettel in einem Nebenraum oder an einem
Sicht geſchützten Nebentiſch geſchehen muß.

Auch bei Andrang der Skimmberechkigten iſt es ver
boken, daß eine Abſtimmungszelle oder ein Nebenraum
von mehreren Stimmberechtigten gleichzeitig benutzt

wird.
Zu der Frage der getrennten Wahl nach Geſchlechtern erklärt
der Miniſter, daß bei kleinen Stimmbezirken die getrennte
Stimmabgabe nicht unbedenklich ſei, da ſie das Wahlgeheim-
nis gefährden könne. Eine Trennung der Wahlberechtigten
nach Geſchlechtern könne nur in ſolchen Gemeinden vorge-
ſehen werden, wo durch die Größe der Stimmbezirke die

Gefährdung der Geheimhaltung der Wahl ausgeſchloſſen iſt.

gegen

Enteignung der „Bankfürſten“.
Bemerkenswerte Abſtimmungen im Heſſiſchen Landkag.

Darmſtadt, 27. Februar.
Der Heſſiſche Landtag nahm eine Reihe wichtiger Ab

ſtimmungen vor. Annahme fand ein nationalſozialiſtiſcher
Geſetzentwurf auf Amneſtie für politiſche Vergehen mit der
Einſchränkung, daß gemeine Verbrechen, wie Bluttaten uſw.
aus genommen werden.

Auch der Ankrag der NSDAP. auf Vermögensverkei-
lung, alſo Enkeignung der „Bank- und Börſenfürſten“,
wurde bei Stimmenkhaltung des FZenkrums mit den
Stimmen der Ankragſteller und Sozialdemokraten an

genommen.
Die Sozialdemokraten hätten für den Antrag geſtimmt, um,
wie ſie erklären ließen, die Demagogie der Nationalſozia
liſten zu entlarven. Ein natiönalſozialiſtiſcher Antrag auf
Verſtaatlichung des Bankweſens fand gleichfalls Annaähme.

Böttchers Nachfolger.
Großlikauiſches Direktorium in Memel.

Memel, 28. Februar.
Gouverneur Merkys hat als Nachfolger des Präſidenten

des Memelländiſchen Direktoriums Böttcher, der zur Erleich
terung der politiſchen Situation freiwillig auf ſein Amt ver
zichtet hat, den Rektor Simmat in Ausſicht genommen.
Simmat iſt bisher politiſch nicht hervorgetreten, wird aber
allgemein als Großlitauer angeſprochen. Jn das neue Direk
torium ſoll ferner der Landesrat Toliſchus einziehen, der bei
der Beſeitigung Böttchers eine höchſt eindeutige Rolle ge
ſpielt hat, und gegen den bei allen Parteien der memellän
diſchen Mehrheit ſchärfſter Widerſtand vorhanden iſt.

Man hat dem Gouverneur zu verſtehen gegeben, daß
ſowohl die Ernennung von Simmat wie die Berufung
von Toliſchus nur gegen den enkſchiedenen Widerſtand
der Landtagsmehrheit erfolgen könnke, zumal auch
das Memelſtatut durch die Art, wie der Gouverneur

eigenmächtig vorgeht, erneut verletzt wird.
Der Landtag würde einem ſolchen neuen Direktorium, das,
wie man weiter hört, noch durch andere großlitauiſche Poli-
tiker ergänzt werden ſoll, ſofort mit einer Mißtrauenskund
gebung entgegentreten, unbekümmert um die daraus fol
gende Auflöſung des Parlaments.

Man darf darauf hinweiſen, daß die von dem likauiſchen
Gouverneur gewählle Mekhode nicht nur mit dem klaren
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ſondern auch mit dem Sinn und dem Worklaut e Bern S
in ſchroffſtem Widerſpruch ſteht, den der Beauftragte des
Völkerbundsrates über den Memelkonflikt und die Möglich
keit ſeiner Schlichtung unlängſt erſtaktket hat.

Gegen die deutſche Schule in Polen.
Geſetz für öffenkliches Schulweſen angenommen.

Warſchau, 28. Februar.
Der polniſche Sejm hat nach mehrſtündiger Sitzung das

neue von der Regierung eingebrachte einheitliche Geſetz für
das öffentliche Schulweſen verabſchiedet. Die Deutſchen
haben ſich an der Ausſprache im Plenum aus dem Grunde
nicht beteiligt, weil ſie infolge des letzten Wahlterrors ihren
Vertreter im Unterrichtsausſchuß des Sejm eingebüßt hätten
und daher zu dem Geſetz keine Stellung nehmen konnten,
noch bevor es vor das Plenum kam.

Uebrigens ſei es, wie von deutſcher Seite erklärt wird,
zwecklos, bei der Lage der Dinge im polniſchen Sejm An
tkräge zu ſtellen, da dieſe von vornherein ſchon von der
Regierungsmehrheit ſyſtemakiſch und rundweg verworfen

e eeeeeeeeeeeeeeeee
waſchen ſeitdem, denn deine Tränen waren mir heilig
Und dein liebes Bild, das du mir einmal ſchenkteſt und
das ich ſo oft anſah es iſt auch darin. Nimm es jetzt
zurück es gehört dir und ich ſterbe bald.“

Jn kurzen, abgebrochenen Sätzen hatte die Geiſtes
ſchwache es geſprochen und dabei Jlſe das Käſtchen in die
Hand gedrückt.

Jlſe ſtand noch unſchlüſſig, ob ſie das kleine Ver
mächtnis annehmen ſollte, als plötzlich die Tür knarrte
und eine hohe Geſtalt in langem, faltigen Mantel über
die Schwelle trat. Ein tiefes Erſchrecken lag auf ihrem
Antlitz und faſt unbewußt ließ ſie das Käſtchen in die
Taſche gleiten. Jn der nächſten Sekunde ſtand Graf Kon

rad vor ihr: S„Grüß Gott, Fräulein Römer! Sehe ich Sie endlich
einmal wer

Er faßte nach ihrer Hand.
„O, wie eiskalt! Frieren Sie?“
Jlſe ſchüttelte den Kopf, aber ein neuer Schauer

durch ihren Körper und ſtrafte ihre Verneinung
ügen.

„Oder hat Sie etwa der Wahn der Alten erſchreckt?
Hat ſie Jhnen wieder törichtes Zeug vorgeſchwatzt?“

„Ja“, erwiderte Jlſe langſam, indem ſie ihm ihre
Hand entzog, „ſie ſprach vom Geiſte von Tworrau.“

„„Die gute Marianka mit ihren Ammenmärchen!
Die können Sie aber doch nicht erſchreckt haben
Fragen Sie nur immerhin ſo verwundert, Herr Graf
ich verſtehe mich ſelbſt nicht mehr. Macht es die unfreund
liche Witterung oder der nahe Abſchied

„Welcher Abſchied?“ fragte er ſtaunend, faſt erſchrok
ken dazwiſchen.

„Jch reiſe übermorgen für einige Wochen nach Berlin
zu meiner Mutter

„Ah! And Sie freuen ſich darauf?“

(Fortſetzung folgt.



2

S

9

h

3

Sowohl die deutſche Fraktion als auch die Redner der
übrigen Minderheiten, die ſich an der Ausſprache im Plenum
beteiligt hatten, vertreten durchweg den Standpunkt, daß
das allgemeine Schulgeſetz und noch mehr das Geſetz für
das private Schulweſen, das nachher zur Ausſprache ſteht,
ſowohl mit der Staatsverfaſſung als auch mit dem Minder
heitenſchutzvertrag unvereinbar ſeien. Sie ſimmten alke
dagegen. Um Mitternacht wurde das Geſetz für das öffent
liche Schulweſen ausſchließlich mit den Stimmen des Regie
rungsblocks angenommen.

Genfer politiſcher Ausſchuß.
Henderſon zum Vorſitzenden gewählk.

Genf, 28. Februar.
Der auf Antrag der franzöſiſchen Regierung gebildete

Politiſche Ausſchuß der Abrüſtüngskonferenz iſt zu ſeiner
erſten Sitzung zuſammengetreten und hat den Präſidenten
der Abrüſtungskonferenz, Henderſon, zum Vorſitzenden ge
wählt. Jn Konferenzkreiſen verſtärkt ſich der Eindruck, daß
die Verhandlungen des Politiſchen Ausſchuſſes von entſchei
dender Bedeutung für das Schickſal der Abrüſtungskonferenz
ſein werden. Nach Mitteilung von gutünterrichteter fran
zöſiſcher Seite beabſichtigt Tardieu, der Anfang der Woche
nach Genf zurückkehrt, im Hauptausſchuß der Abrüſtungs-
konferenz den Antrag einzubringen, daß die Hauptausſprache
über den Abkommensentwurf des Völkerbundes, der als die
Grundlage der Geſamtverhandlungen angenommen worden
iſt, ſofort mit der Durchberatung des großen Vorſchlages der
franzöſiſchen Regierung auf Schaffung einer internationalen

Streitmacht und Ausbau der Sicherheitsgarantien eröffnet
wird.

Eine Herabſetzung der Rüſtungen iſt nach franzöſiſcher
Auffaſſung nur nach Maßgabe der Schaffung neuer

Sicherheitsgarantien möglich.
Die franzöſiſche Regierung legt entſcheidenden Wert darauf,
daß die jetzt eingeſetzten ſachlichen Beratungen der Ab
rüſtungskonferenz mit der Erörterung des franzöſiſchen
Sicherheitsvorſchlages beginnen. Durch dieſes Vorgehen
wird zwangsläufig der weitere Verlauf der Arbeiten der
Abrüſtungskonferenz beſtimmt. Man erwartet jedoch, daß
dieſe Taktik Frankreichs auf ſtarken Widerſtand der deutſchen
und italieniſchen Abordnung ſtoßen wird.

Der fernöſtliche Konſlikt.
Japan, der Völkerbund, Rußland.

Jn Amerika ſcheint man tatſächlich dem Völkerbund
zuzutrauen, daß er ſich doch noch zu einer Jntervention im
chineſiſch- japaniſchen Konflikt aufraffen könnte und das
Staatsdepartement hat ſich beeilt, nach Genf mitteilen zu
Dlrv daß es an einer ſolchen Jntervention nicht teilnehmen
würde.
Während bisher eine bewußt einſeitige Stellungnahme
für Japan die mäßgebenden Organe der öffenklichen Mei
nung Frankreichs beherrſchte, iſt in den letzten Tagen die
Tonart in einer Reihe von Blättern vollkommen umge-
ſchlagen, und man hat den Eindruck, daß ſie nun auch der
Stimmung des franzöſiſchen Volkes beſſer gerecht wird.

Während auf der Seite der Weſtmächte aber einſtweilen
die e t des Konflikts noch durchaus theoretiſch
bleibt, hat ſich Rußland durch die Ereigniſſe in der Mand-
e u einer Reihe von Maßnahmen veranlaßt geſehen

r mit dem Oberbefehl an der mandſchuriſchen Grenze
betraute General Blücher entfaltet eine lebhafte Tätigkeit
und disponiert ſeine Truppen ſo, daß ſie plötzlichen Aktionen
an der Grenze zu begegnen vermögen

Aufruf Fengs an die chineſiſche Armee.
Der neuernannte Chef der chineſiſchen Streitkräfte, Ge

neral Feng. erklärt in einem Aufruf an die chineſiſche
Armee, er erwarte von den Soldaten und Offizieren, daß
ſie mit allen Kräften gegen die japaniſche Armee kämpften.
Schanghai dürfe unter keinen
werden.

Durch einen weiteren erfolgreichen Kampf gegen die
japaniſchen Truppen werde ſich die Welt davon über
zeugen, daß China in der Lage ſei, ſeine Unabhängigkeit

zu ſchützen

Artilleriekampf bei Schanghai.
Die Japaner eröffneten ein großes Artilleriebombarde

ment auf die chineſiſche Stellung in Schapei. Darauf trat
an dieſer Front vollſtändige Waffenruhe ein, während bei
Kiangwan ſchwere Geſchütze die Beſchießung der chineſiſchen
Stellungen aufnahmen, ohne daß jedoch irgend ein Jnfan-
terievorſtoß erfolgte

Die Chineſen melden, daß ſie das Dorf Miahong wieder
erobert haben. Die Diviſion Tſchiangkaiſcheks iſt infolge der
ſtarken Verluſte zurückgezogen worden. Sie bildeke die
Hauptmaſſe des linken chineſiſchen Flügels bei Taſang.

Kleine politiſche Meldungen.
Enkſcheidung über Reichslichtſtreik am Monkag? Das Reichs

kartell des ſelbſtändigen Mittelſtandes hat eine Sitzung einberufen,
in der ein endgültiger Beſchluß über die Durchführung eines Reichs

lichtſtreiks gefaßt werden ſoll. e„Das andere Deutſchland verboten. Die pazifiſtiſche Wochen
ſchrift „Das andere Deutſchland“ iſt vom Berliner Polizeipräſt
denten wegen eines Artikels über die Veröffentlichungen des „Echo
de Paris“ in der Angelegenheit Kreiſer und von Oſſietzki bis zum
26. Mai verboten worden.

Die Steuerpflichten im März.
Die Abgaben im Reich.

5. Die für die Zeit vom 16. bis 29. Februar einbehaltene
Lohn und Kriſenlohnſteuer ſind abzuführen. Keine

Schonfriſt.
Vorauszahlungen der Einkommens- und Körperſchafts
ſteuer für das 1. Quartal (urſprünglich 10. April). Keine
Schonfriſt.

Schonfriſt bis 17. März. eDie für die Zeit vom 1. bis 15. März einbehalkene
Lohn und Kriſenlohnſteuer ſind abzuführen. Keine

Schonfriſt.
e Die Abgaben in Preußen.
Die Bier evtl. Getränkeſteuer iſt fällig
Die Bürgerſteuer iſt abzuführen
Für Monats und Huartalszahler
mögensſteuer mit Zuſchlägen zu zahlen.

Umſtänden preisgegeben

Kriſenſteuer laut beſonderem Beſcheid Keine Schonfriſt.
Vorauszahlung der Umſatzſteuer für Februar 1932.

h die Grur ver ſoſer Vergangenheit, furchtlos und, treu ſeinen Frontgefährten,

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 29. Februar 1932

Märzsturm!
Von Lulu von Strauß und Torney.
Heut wollt ich wilde Gedanken bannen

Jm Waldesfrieden.
Ha fuhr in Skößen durch ſchwarze Tannen

Der Wind aus Süden.
Das war ein brauſendes Wipfelneigen

Auf waldiger Höh
Und kauend ſprühte von Stamm und Zweigen

Der alte Schnee.

Und horch, der Wind in mein ruhlos Sinnen
Sang ſtarke Worke:

Den Skürmen draußen, den Skürmen drinnen
Weitauf die Pforte!

Der Sturm nur iſt's, der die Seele weiket
Und Feſſeln bricht.

Wenn Sturm dem Frühling nicht Pfad bereitkek,
So komrnt er nichl!

Mit dem geſtrigen Tage konnte unſere Apotheke auf
ihr 160jähriges Beſteheit zurückblicken. Sie wurde am 28.
Februar 1772 von dem Wittenberger Bürgermeiſter Benjamin
Thomä gegründet, das Privileg erhielt ſie jedoch erſt im
Jahre 1779.

Rotta. Reges Leben und Treiben herrſchte geſtern in
unſerem ſo ſtillen Dörfchen. Die Taufe eines Segelflugzeuges
war der Anlaß dazu, die erſte Veranſtaltung dieſer Art im
ganzen Stadt und Landkreis. In nimmermüden Eifer
hat die Ortsgruppe Rotta des Sturmvogel dieſes Flug
zeug erbaut, aus Jdealismus für den Flugſport Der
eigentlichen Flugveranſtaltung ging eine Feierſtunde voraus.
die von dem Vorſitzenden Friſchleder ſowie mit einem Vor
ſpruch eröffnet wurde. Die Weiherede hielt Pfarrer Laſſon,
der auf die Bedeutung des Flugweſens für unſer Vater
land hinwies und die Arbeit ſchilderte, die von der Orts
gruppe geleiſtet wurde. Er gab dem Flugzeug den Namen
Rotta, und damit das Zeichen zur Enthüllung des mit der
Reichsfahne Schwarz Rot Gold bedeckten Flugzeuges.
Weitere Anſprachen hielten Amtsvorſteher Apitzſch, Kreis
baumeiſter Schäfer, ein Vertreter des Arbeitsamtes ſowie
Vertreter befreundeter Verbände, die der Ortsgruppe einen
weiteren Aufſtieg wünſchten. Mit dem Deutſchlandliede
ſchloß die Feier Die Flugveranſtaltung fand auf den
Höhen zwiſchen Rotta und Kemberg ſtatt. Eine große
Menſchenmenge hatte ſich eingefunden, um Zuſchauer des

Beſchädigung erlitt. Der Schaden dürfte aber bald wieder
behoben ſein und dann werden wir öfter Gelegenheit haben,
die Ortsgruppe bei der Arbeit zu ſehen Ein Tanzkränzchen
beſchloß die gelungene Veranſtaltung.

Kleinmöhlau. Ein Baumrieſe wurde kürzlich im an
haltiſchen Forſtrevier Pöplitz gefällt. Es handelt ſich um
eine mächtige Kiefer, die am Wege von hier nach Altjeßnitz
ſtand und einer der letzten Ueberreſte der alten „Kleckewitzer
Heide“ war. Nach den feſtgeſtellten Jahresringen zu ſchätzen
hat der Baum ein Alter von 200 Jahren erreicht. Das
iſt für eine Kiefer außerordentlich hoch und bedeutet, daß
dieſe zur Zeit der Freiheitskriege bereits ein mächtiger Baum
war. Der Rieſe hat einen Durchmeſſer von 90 Zentimeter
und ergab rund 10 Feſtmeter Holz. Da der Stamm bei
nahe völlig vermorſcht war, ſind davon aber nur 2 Feſt
meter Nutzholz. Legt man die heutigen Preiſe zugrunde,
dann exbringt das Holz kaum 100 RM Einnahme, und
rechnet man dieſe Summe auf 200 Jahre um, dann hat
die Kiefer einen durchſchnittlichen Jahresertrag von ganze
50 Pfg. gehabt

Halle a. d. S 28. Febr. Maſſen Kundgebung der
Stahlhelmführer Mitteldeutſchlands.) Zu einer gewaltigen
Kundgebung geſtaltete ſich die Verſammlung der Stahl
helmführer Mitteldeutſchlands am Sonntagnachmittag, die
ſich mit der Reichspräſidentenwahl beſchäftigte. Etwa 1500
Führer aus allen Gauen Mitteldeutſchlands, aus Thüringen

und Kurheſſen, ſowie aus dem Gau Magdeburg, waren
erſchienen, um ihrem Landesverbandes- und Bundesführer
Oberſtleutnant a. D. Dueſterberg unerſchütterliche Treue
zu bekunden. Leider konnte Oberſtleutnant a. D. Dueſter
berg an der Verſammlung nicht teilnehmen da er zur Zeit
im Rheinland weilt An ſeiner Stelle eröffnete der zweite
Landesführer, HalbigHalle, die Kundgebung. Er wies in
ſeiner Anſprache darauf hin, daß das Ziel des Stahlhelms
eine entſchloſſene Freiheit ſei. Er ſchilderte die Verhand
lungen der Harzburger Front zur Aufſtellung eines gemein
ſamen Kandidaten für die Reichspräſidentenwahl, die leider
an dem Verhalten der Nationalſozialiſten geſcheitert ſeien.
Der Stahlhelrn ſowohl wie die Deutſchnationale Volks
partei konnten ſich auf keinen Fall damit einverſtanden
erklären, daß der Reichspräſident ein ausgeſprochener Partei
mann ſein müſſe. Weiter ſtänden die Stahlhelmführer
auf dem Standpunkt, daß die verſchiedenen Aemter in der
Regierung gleichmäßig verteilt werden müßten, um das
Gleichgewicht herzuſtellen

Dueſterberg als Reichspräſidentenkandidat aufgeſtellt würde
Er erklärte, daß der Stahlhelm einen ritterlichen Wahl
kampf führen werde. Es folgten dann Anſprachen der
einzelnen Gauführer. Aus allen Reden, die oftmals durch
ſtürmiſchen Beifall unterbrochen wurden, klang heraus, daß

der Stahlhelm in Oberſtleutnant Dueſterberg einen ſeiner
Beſten, den Frontführer aus der Kriegszeit, nominiere.
Dueſterberg ſei ein Mann lauterſter Geſinnung und makel

treu den Soldaten, vor allein den Arbeiterkameraden, treu

Alles das habe dazu geführt
daß von den beiden genannten Parteien Oberſtleutnant

in ſeinem ſelbſtloſen, nunmehr faſt vierzehn ſchwere Jahre
währenden Kampfe um die Wiedergewinnung der äußeren
und inneren Freiheit, treu ſich ſelbſt in ſeiner unentwegten
Pflichterfüllung für Volk und Vaterland. Dueſterberg ſei
der Mann der nationalen Tat, er habe dies hundertfältig
als Vorkämpfer des nationalen Deutſchlands bewieſen. Die
Rede, die Oberſtleutnant Dueſterberg in der obigen Kund
gebung halten wollte, lag im Auszug vor Sie enthielt
eine ſchwere Anklage gegen das heutige Regierungsſyſtem.
Die Reichspräſidentenwahl ſei und bleibe ein politiſcher
Akt. Vertreter von Parteien, deren Programm nicht das
vorbehaltloſe Bekenntnis zum deutſchen Volke und zum
deutſchen Vaterlande und zur Wehrbereitſchaft, enthalte,
ſeien zur Führung des Deutſchen Reiches nicht geeignet.
Unſere heutige troſtloſe Lage ſei die Folge der ſeit Juli
1917 betriebenen Politik. Der innerpolitiſche Revolutions
ſieg ſei gleichzeitig die außenpolitiſche Niederlage geworden.
Verſailles habe Deutſchlands Vernichtung gewollt Heute
ſtänden wir nun vor dem Ende. Die vom Stahlhelm
geforderte Wiedererlangung der Wehrhoheit ſei heute geiſtiges
Gemeingut faſt aller verantwortungsbewußten Deutſchen
geworden. Das Verhalten Litauens und Polens beſchleunige
den Durchbruch dieſer Erkenntnis. Auch die Wirtſchafts
politiker zwinge die heutige Nor zum Nachdenken. Die
Erneuerung der deutſchen Wirtſchaft auf organiſcher berufs
ſtändiſcher Grundlage ſcheine der Weg zur Geſundung.
Die Parole müſſe ſein nationale Binnenwirtſchaft und dann
Weltwirtſchaft. Es gehe um Deutſchland, das endlich eine
feſte und entſchloſſene Führung brauche, wenn es nicht zu
grunde gehen wolle

Lebuſa. (Lebuſa 1000 Jahre alt.) In dieſem Jahre
kann das ſtille Dorf Lebuſa auf eine tauſendjährige Ver
gangenheit zurückblicken. Damals wurde Lebuſa, das eine
Stadt mit 10000 Einwohnern innerhalb der von 12 Toren
durchbrochenen Mauern war, zerſtört, hernach aber wieder
aufgerichtet, um ein Bollwerk gegen die andringenden Polen
zu bilden. Jahrhunderte ſind über das Land gegangen.
Die ſtarke Burg iſt verſchwunden und nur mit Mühe kann
der Heimatforſcher noch die Reſte der Wallanlage erkennen.

Altherrenverbände gegen Univerſikäts-Boykoft.
Halle. Die Vereinigungen alter Burſchenſchafter, Korps

ſtudenten, Landsmannſchaſter und Turnerſchafter wenden
ſich in einem Aufruf an alle Kommilitonen, in dem ſie die
ſtudentiſchen Verbände aufrufen, das Intereſſe ihrer Mit
glieder auf Halle zu richten und ſie zu veranlaſſen, bei einem
Wechſel die Univerſität Halle zu bevorzugen. Eine Aus
führung des ſeinerzeitigen Beſchluſſes, den Zuzug zur Uni
verſität Halle zu droſſeln, wird noch einmal als zweckwidrig
und der entgegengeſetzte Weg als der richtige und dringend
notwendige bezeichnet

Poliliſche Blukkak.
Seeben b. Halle. Abends wurde auf der Landſtraße

zwiſchen Oppin und Gutenberg ein Gaſtwirtsſohn, der An
hänger einer Linkspartei ſein ſoll, bei einem politiſchen Zu
ſammenſtoß ſchwer verletzt. Er mußte mit einem
Lungen ſtich ins Krankenhaus geſchafft werden. Sein

Zuſtand iſt bedenklich.
Opfer der politiſchen Leidenſchaften

Delitzſch. Der SA. Mann Rantzſch aus Löbnitz, der bei
dem Zuſammenſtoß zwiſchen Nationalſozialiſten Und Kom
muniſten niedergeſchlagen wurde, hat noch nicht das Be
wußtſein wiedererlangt. Er liegt mit einer ſchweren Kopf
verletzung darnieder. Sein Zuſtand iſt ernſter als man zu
erſt angenommen hatte. Der ebenfalls verletzte Kaufmann
Lange befindet ſich auf dem Wege der Beſſerung

Eine Stadt ohne Magiſtrat.
Hohenmölſen. Die hieſige Bürgermeiſterſtelle iſt ſchon

ſeit 7 Monaten nicht beſetzt Und wird aüch in nächſter Zeit
noch nicht beſetzt werden. Gegenwärtig werden die Geſchäfte
der Stadt überhaupt nur vom Beigeordneten geführt, der
den Bürgermeiſter ſeit ſeinem Weggang nach Thale vertritt.
Die beiden übrigen Magiſtratsmitglieder haben ihre Amter
niedergelegt.

Bierſtreik auch in Magdeburg?
Magdeburg. Die Geſchäftsſtelle Magdeburg des Regie

rungsbezirksverbandes Magdeburg im Deutſchen Gaſtwirte
verband hat an den Regierungspräſidenten ein Schreiben ge

richtet, in welchem zu den Fragen der Bierſteuer Stellung
genommen wird. Die Forderungen der Unterverbände und
Hrksvereine des Regierungsbezirksverbandes gehen dahin,
daß, falls nicht bis Donnerstag mittag ſeitens der Behörden
Entgegenkommen gezeigt wird, die Gaſtwirte des Regie
rungsbezirks Magdeburg gewillt ſind, ſich mit den Berliner
und Hamburger Kollegen ſolidariſch zu erklären und ebenfalls
beabſichtigen, in den Skreiki einzukreken. Der Regierungs
präſident wird zugleich gebeten, mit Rückſicht auf die wirt
ſchaftlichen Schwierigkeiten und im Hinblick auf die ſchwe
benden Erörterungen wegen Senkung der Bierſteuer für den
Regierungsbezirk Magdeburg von der Durchführung der

bisher feſtgeſetzten Bierpreisſenkung vorläufig Abſtand zu
nehmen.

Verhandlungen Dietrichs mit den Gaſtwirken abgebrochen
Die Verhandlungen des Reichsfinanzminiſters mit den Ver

kretern des Gaſtwirtsgewerbes ſind abgebrochen worden. Es darf
als ſicher angenommen werden, daß die Reichsregierung von ihrer

Abſicht, bei einem Andauern des Bierſtreiks die bereits beſchloſſene
Senkung der Bierſteuern rückgängig zu machen, nicht abgehen wird.

Licht Streik in Stkaßfurk.
Staßfurt. Die Preisſenkung für Elektrizität wird

allgemein als ungenügend angeſehen. Um den Proteſt
dagegen wirkſamer zu geſtalten und eine weitere Preis
ſenkung zu erreichen, ſind die Geſchäftsleute übereingekom
men, nach 19.30 Uhr die Schaufenſter nicht mehr zu beleuch

ten. Dieſer Lichtſtreik iſt bereits in ſeltener Geſchloſſenheit
durchgeführt worden.

m Gerechke Sühne für Rowdies.
Torgau. Vom Torgauer Schwurgericht wurde der Land

wirk Ernſt Graf wegen ſchwerer Körperverletzung mit To
des folge unter Verſagung mildernder Umſtände zu 6

Jahren 2 Monaten Zuchthaus und deſſen Sohn Friedrich zu
5 Jahren 2 Monaten Gefängnis verurkeilt. Die mikange-
klagte Ehefrau Pauline Graf wurde freigeſprochen.

Die Angeklagten waren am 23. September mit dem
Arbeiter Kalow und deſſen Schwager wegen eines Kartoffel
ackers in Streit geraten. Es kam zu einem Handgemenge,
bei dem der Arbeiter und deſſen Schwage erheblich verletzt
wurden. Der Landwirt Krauſe, der im Auftrage Kalows
die Kartoffeln abfahren wollte. wurde ebenfalls von den



Angeklagten angegangen und niedergeſchlagen. Dann ver-
ſetzten ſie ihm mehrere Fußtritte vor den Leib und ſteckten
ihm, um ihn am Schreien zu hindern, Erde in den Mund.
Krauſe verſtarb bald darauf an den Folgen der Verletzungen.

Mit dem Beil gegen den Gerichksvollzieher.
Arneburg (Elbe). Als hier dieſer Tage bei einem hieſi

gen Kaufmann gepfändete Möbel verkauft werden ſollten,
ſtürzte ſich der Kaufmann plötzlich mit einem Beil auf den
Gerichtsvoöllzieher. Das Dazwiſchentreten der Polizei ver
hinderte aber ein grökeres Unglück. Nur einige Möbelſtücke
mußten daran glauben.

Sinkende Steuereinnahmen.
Dresden. Nach den Mitteilungen des Statiſtiſchen Lan

desamts betrugen die Einnahmen des Staates an Lan
des ſteuern im Januar 8,66 Mill. Mark gegen 9,22 im
Januar 1931. An Reichs ſteuern wurden im Januar
an das Land 8,95 (1931: 16,06) und an die Gemeinden und
Bezirksverbände 9,46 Mill. Mark überwieſen. Die Lohn-
h erbrachte 6,60 Mill. Mark gegen 9,12 im Januar

Die Geſamtverſchuld ung der fünf ſächſiſchen
Großſtädte Leipzig, Dresden, Chemnitz, Plauen und Zwickau
betrug Ende Dezember 631,72 Mill. Mark gegen 590.79 Ende
Dezember 1930; davon waren 58,33 bzw. 60,90 Mill. Mark
Auslandsſchulden.

Allgemeine Arbeitsdienſtpflicht geforderk.
Dresden. Der Volksbund für Arbeitsdienſt im Freiſtaat

Sachſen veranſtaltete unter Vorſitz des Staatsminiſteriums a.
D. Hr. Wilhelm einen Ausſpracheabend der intereſſierten
Kreiſe über den Gedanken des Freiwilligen Arbeitsdienſtes
Und der Arbeitsdienſtpflicht. Generalmajor a. D. Faupel
teilte mit, daß gegenwärtig etwa 20 000 Mann im Frei
willigen Arbeitsdienſt beſchäftigt ſeien, etwa 0,3. v. H. der
geſamten Erwerbsloſenzahl. Er forderte die Verwirklichung
der allgemeinen Arbeilsdienſtpflicht zur Errichtung einer
Siedkung im großen Stil. Der Veranſtaltung wohnten
Vertreter der politiſchen und gewerkſchaftlichen Verbände
und Organiſationen ſowie der Parteien bei.

Dresden. Liebestragödie im Hotel. Ein
29 Jahre alter Gewerkſchaftsſekretär aus Bochum und ſeine
35 Jahre alte Geliebte, die ſich in einem hieſigen Hotel ein
gemietet hatten, wurden in ihrem Zimmer mit durch
ſchnittenen Pulsadern äufgefünden. Beide wurden
noch lebend in ein Krankenhaus gebracht. Das Liebespaar
hatte freiwillig aus dem Leben ſcheiden wollen.

Die Streikſtimmung der Gaſtwirke wächſt.
Leipzig. Der Sächſiſche Gaſtwirteverband gibt bekannt,

daß von nahezu 70 angeſchloſſenen Vereinen mit rund 6 500
Mitgliedern der Bierſtreik gefordert wird, falls die Reichs
regierung nicht unverzüglich die Reichs und Gemeindebier
ſteuer insgeſamt um zehn bis zwölf Mark ſenkt. Es muß
alſo auch damit gerechnet werden, daß die Bierſtreikberwegung
auf ganz Sachſen übergreift, zumal alle ſächſiſchen Gaſtwirke
ihre Sympalhie zu der Streikbewegung zum Ausdruck ge
bracht haben und ſtündlich neue Aufforderungen von Ver
einen zum Streit eingehen.

Kieſern Nutzholz- Anktion
in Köplitz

Dienstag, den 8. März, kommen von 10 Ahr an im Forſt
haus Köplitz wie üblich zum Angebot aus Durchforſtung und Trocken
hieb Nr. 1210 2672

1016 Kiefern I. Klaſſe 252 m

428 I 14618 2 und beimLiſten und Näheres im Forſthaus Köplitz

Der 1. Verein der Gaſt und Schankwirte
Groß Dresden hat den Reichskommiſſar für Preisüber-
wachung telegraphiſch erſucht, für Sachſen als Grenzgebiet
die vorläufige Bierpreisſenkung aufzuheben, andernfalls ein
Bierſtreik nicht aufzuhalten ſei.

Solidarikätserklärung der Leipziger Gaſtkwirke.
Leipzig. Der Aktionsausſchuß der Arbeitsgemeinſchaft

der Gaſtwirte Leipzig Stadt und Land ſteht auf dem Stand
punkt, daß er mit einer Verzögerung der Bierſteuer-
ſenkung auf keinen Fall einverſtanden ſein könne und
ſchließt ſich den Forderungen der Berliner Gaſtwirte an,
daß eine größere Senkung der BVierſteuer ſpäteſtens am
1. März eintreten müſſe. Am 2. März ſoll eine große G a ſt
wirtsver ſammlung zu dieſer Sachlage weiter Stel
lung nehmen.

Die todbringende Bekäubungsſpritze.
Arzt und Apokheker wegen fahrläſſiger Tökung angeklagtk.

Leipzig. Ein Leipziger Arzt, der einen opevrativen Ein
griff vornehmen wollte, machte zur örtlichen Betäubung eine
Einſpritzung mit einer Percainlöſung. Kurze Zeit darauf
ſtarb der Patient an einem Herzſchlag. Die Staatsanwalt
ſchaft beſchlagnahmte die Leiche. Die Ermittlungen ergaben,
daß die Percainlöſung, mit welcher der Arzt die Einſpritzung
vorgenommen hatte, zu ſtark war. Jn der Verhandlung vor
dem Gemeinſamen Schöffengericht erklärte der Arzt, daß ihm
die Löſung auf ein das richtige Quantum vorſchreibendes
Rezept hin von der Apotheke geliefert worden ſei. Der Apo
thekergehilfe, ein Student der Medizin, erklärte, er könne
ſich nur entſinnen, daß die Flaſche zur Nachfüllung geſchickt
und von ihm mit der Percainlöſung gefüllt worden ſei, die
auf dem Etikett vermerkt ſtehe. Sönderbarerweiſe hat ſich
das Rezept nicht wieder gefunden.

Das Gericht ſprach den Apolhekergehilfen von der An
klage fahrläſſiger Töküng frei. Bas Verfahren gegen den
Arzt wurde eingeſtellt.

Dresden.

Nr. 9 beginnt

(Muſſolinis Aufſtieg und ſein Werh)

Erhältlich bei

Die Leipziger Studenten haben gewählk.
Leipzig. Bei einer Beteiligung von etwa 70 Prozent

fanden die Studentenſchaftswahlen (Aſtawahlen) an der Uni
verſität Leipzig ſtatt. Es erhielten der Nationalſozialiſtiſche
Deutſche Studentenbund 9 Sitze (vorher 8), der Sozialiſtiſche
Studentenbund einen Sitz (D, die nationalen Studenten
(Stahlhelm) zwei Sitze (2), die Einheitsliſte drei Sitze (9).
Die Kommuniſten erlangten keinen Sitz. Für ſie wurden

Nentamt Burgkemnitz

88 Stimmen abgegeben.

e

Morgen Dienstag von 2 Uhr
ab friſcheSchaum-, Faſten-, r. Verxaut,Mohn und Speckkuchen 2

Morgen Dienstag

Kümmel-Brezeln
O. Herrmann, Bäckerei

Empfehle friſch eingetroffen

Schellfiſch, Kabliau
Goldbarſch, Fiſchſilet

Ernſt Wend

Morgen Dienstag ab 8 Uhr
ff. Speckkuchen

äckerei Berndt

Vuchhend
Kemberg.

Tun

Der Schmied von Rom

Richard Arnold, Buehhancdllung, Kemberg

Billige Butcher
J der Zest vom T. bis 15. M 1932
bringen wir einen größeren Posten Bücher, darunter

ne rinnen henJovellemnm s e undnamhafter Schriftsteller zu bedeutenck ermässigten Preisen zum
Teilweise bis 50 Prozent herabgesetzt.

an e za ar Arnold
Leipziger Straße 64/65 und Markt 3
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Litauiſche Offiziere bei der Reichswehr?
Weimar. Die Deutſchnationalen haben, wie uns aus

Berlin mitgeteilt wird, im Reichstag folgende Interpellation
eingebracht:

„Nach einer unwiderſprochenen Meldung der „Mittel
deutſchen Zeitung“, Erfurt, vom 24. Februar, weilen ſeit
etwa drei Wochen drei litauiſche Offiziere und Unteroffiziere
auf dem Truppenübungsplatz Ohrdruf und nehmen an
einem Reichs wehrkurſus zur Ausbildung von Kriegs
hunden zur Befehlsübermittlung teil. Hält die Reichsre
gierung es mit deutſcher Würde vereinbar, Angehörige der
litauiſchen Wehrmacht auszubilden, während die litauiſche
Regierung ſich nicht ſcheut, das Deutſchtum in Memel in un
erhörter Weiſe zu vergewaltigen?

Eine EinheitsPreßkohle für Mitteldeukſchland.
In den Beſtrebungen zür Vereinheitlichung des Mittel

deutſchen Briketkabſatzes iſt man, wie wir aus Halle er
fahren, jetzt einen bedeukſamen Schritt vorangekommen. Ab

März werden im mitteldeutſchen Bezirk nicht mehr die
bisherigen Handelsmarken verkrieben werden, ſondern die
Einheitsmarke Sonne“.

Die große Leipziger Frühjahrsmeſſe
124 Sonderzüge. Politiſche Demonſtrakionen verboken.

Reichspräſidenkenwahl auf dem Meßgelände.
Zur Bedienung des zur Leipziger Frühjahrsmeſſe zu er

martenden Perſonenverkehrs ſind von der Reichsbahn um
fangreiche Maßnahmen getroffen worden. U. a. ſind für den
Rückverkehr von Leipzig 124 Sonderzüge vorgeſehen. Zu
den Verwaltungsſonderzügen 3. Klaſſe, die eine günſtige
Gelegenheit zum eintägigen Beſuch der Meſſe bieten
wird eine Fahrpreisermäßigun g von 50 v. H. ge
währt. Solche Züge verkehren Mittwoch, 9. März u. a. von
Berlin, Magdeburg, Nordhauſen und Erfurt und am zweiten
Meſſeſonntag (13. März) zum Beſuch der Meſſe für Bau
Haus und Betriebsbedarf von Berlin. Außerdem werden
die nach Leipzig aufliegenden Sonntagsrückfahr-
karten auch am Donnerstag und Freitag zum Beſuch der
Meſſe freigegeben.

Mit Rückſicht auf den erhöhten Verkehr während der
Frühjahrsmeſſe werden für die Zeit vom Freitag, 4. März
bis Mittwoch, 9. März alle Um züge und öffentlichen Ver
ſammlung en unter freiem Himmel im ganzen Leipziger
Stadtgebiet verboten. An den übrigen Tagen der Meſſe
woche werden mit Rückſicht auf die Reichspräſidentenwahl
Umzüge nur in den Teilen des Stadtgebietes zugelaſſen
werden, die vom Meſſeverkehr nicht berührt werden.

Da die Reichspräſidentenwahl am Schlußtag
der diesjährigen großen techniſchen Meſſe und Baumeſſe in
Leipzig, dem 13. März, ſtattfindet, müſſen ſich Ausſteller,
ihr Perſonal und Beſucher der Meſſe Wahlſcheine bei
ihren zuſtändigen Wahlämtern beſorgen, um ihr Wahlamt
ausüben zu können. Auf Veranlaſſung des Leipziger Meß
amts wird in einer Halle des Ausſtellungsgeländes ein
Wahllokal eingerichtet, damit durch die Wahl keine Be
hinderung beim Beſuch der Meſſe eintritt.
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grüne Heringe
4——5 Stück per Pfund

Bücklinge, Sprotten
Fleckheringe, Schellfiſch

Richard Tempelhof, Tel. 256

Speisehartoffeln Prima hochtragende

Spannkuh
hat zu verkaufen

Dienstag früh
frische Seeflsche
Pfund 25 Pf. 2 Pfund 45 Pf.

grüne Heringe
Paul Miertzſchke, Burgſtr.

Friſches
Rindfleiſch

fr. Leber u. Flecke
empfiehlt Ewald Ballimann

Efka
Zigarettenpapier
Katro-
Zigarettenwickler
wieder eingetroffen bei

e

W gWotor- Fahrräder

mit Zweitakt-Sachs- Motor
Steuer und Führerſcheinfrei

Gewicht ca. 33 kg
Torpedo- Fahrräder und

„Schreibmaschinen

Weillwerke Aue
Frankfurt a. M.
Rödelheim

Wohltmann
verkauft Knape, Ateritz

Eine überzählige

leinekun
zu verkaufen Weinberge 72

Rechtsrat
Prozeßſachen (Amts u. Landgericht)

Kaufverträge, Teſtamente,
Steuerſachen (Vermögensſteuer)

Jeden Freitag vormittag bei
Naumann

K. Lehmann, Gerichtsreferendara. D.
und öffentl. angeſt. Verſteigerer

Weinbergſtraße 8

Gewerbe Verein
Mittwoch abend 9 Ahr

im Hotel „Blauer Hecht“

Die Mitglieder und ihre Frauen ſind

(3. Kalb) nahe am Kalben R. Hillebrand, Sackwitz
verkauft

Richard Teller, Kemberg

Pergamentpapier
empfiehlt

Zuxammenbunft
herzlich eingeladen. Der Vorſtand.

heute neu

Modenſchau

Riücharck Armolchk

Danksagung.

erhältlich bei Richard Arnold

Für die vielen Kranzspenden und Beweise herzlicher S
Feilnahme beim Heimgange unserer lieben entschlafenen
Mutter sagen wir allen auf diesem Wege unsern innig-
Sten Dank. Besonderen Dank Herrn Pfarrer Lasson für
die zu Herzen gehenden Trostesworte, Herrn Haupt-
lehter Herrig nebst Schulkinderh für den erhebenden
Gesang und Herrn Musikdirektor Pinkert und der ge-

Samtem Musikschuſe Kemberg für die ehrende Trauer-
musik. Das alles hat unsern Herzen wohlgetan.

Reuden, den 26. Februar 1932
Im Namen aller tralternden Hinterbliebenen

Willy Rommel

Richard Arnold, Kemberg
Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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